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§ 35 HmbLVO – Aufstiegsbeamte   (1)

(1) Beamten des gehobenen Dienstes darf ein Amt der Laufbahn derselben Fachrichtung des höheren
Dienstes verliehen werden, wenn sie

1. mindestens zwei verschiedene Verwendungen in einem Amt der Besoldungsgruppe 12 der
Besoldungsordnung A von jeweils mindestens zwölfmonatiger Dauer in sich deutlich voneinander
unterscheidenden Funktionen durchlaufen haben,

2. in den Gesamtbewertungen der nach Ablauf der Mindestverweildauer in den Verwendungen nach
Nummer 1 erstellten dienstlichen Beurteilungen jeweils mindestens die Bewertung "entspricht den
Anforderungen in vollem Umfang" erhalten haben und die für den Aufstieg gefertigte
Anlassbeurteilung das für die Wahrnehmung der Aufgaben des höheren Dienstes erforderliche
Fach- und Führungspotential ausweist,

3. eine Dienstzeit ( § 11 Absatz 2 ) von mindestens zehn Jahren abgeleistet haben,
4. höchstens 58 Jahre alt sind.

Mit der Amtsübertragung wird die Befähigung für die höhere Laufbahn erworben. Ein Aufstieg ist
ausgeschlossen, wenn für die Laufbahn des höheren Dienstes eine bestimmte Vorbildung, Ausbildung oder
Prüfung durch besondere Rechtsvorschrift vorgeschrieben oder nach ihrer Eigenart zwingend erforderlich ist.

(2) Beamten des gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes kann ein Amt der Laufbahn des höheren
allgemeinen Verwaltungsdienstes verliehen werden, wenn sie eine Einführung in die Aufgaben der neuen
Laufbahn absolviert haben. Die Einführungszeit dauert zwei Jahre. Sie wird in einem zweijährigen
Masterstudiengang Public Management an der Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg
durchgeführt. Der Studiengang enthält Lehrveranstaltungen in der Hochschule und im Selbststudium
(Fachstudien) und Lehrveranstaltungen in den Ausbildungsbehörden (berufspraktische Studienzeiten). Die
oberste Dienstbehörde bestimmt die wesentlichen Inhalte der Einführung und deren Durchführung durch
Verwaltungsvorschrift. Ergänzende Regelungen trifft die Hochschule durch Satzung im Einvernehmen mit der
obersten Dienstbehörde. Mit dem Erwerb des Mastergrades wird die Einführung erfolgreich abgeschlossen
und die Laufbahnbefähigung für den höheren allgemeinen Verwaltungsdienst erworben. Ein Amt der
Laufbahn des höheren allgemeinen Verwaltungsdienstes darf den Beamten erst verliehen werden, wenn sie
sich nach Erwerb der Laufbahnbefähigung in Dienstgeschäften des höheren Dienstes bewährt haben. Die
Bewährungszeit dauert mindestens sechs Monate; sie soll ein Jahr nicht überschreiten. Die Beamten bleiben
bis zur Verleihung eines Amtes der neuen Laufbahn in ihrer bisherigen Rechtsstellung.

(3) Zur Einführung nach Absatz 2 können Beamte zugelassen werden, wenn sie

1. mindestens zwei verschiedene Verwendungen in einem Amt der Besoldungsgruppe 11 der
Besoldungsordnung A von jeweils mindestens zwölfmonatiger Dauer in sich deutlich voneinander
unterscheidenden Funktionen durchlaufen haben,

2. in den Gesamtbewertungen der nach Ablauf der Mindestverweildauer in den Verwendungen nach
Nummer 1 erstellten dienstlichen Beurteilungen jeweils mindestens die Bewertung "entspricht den
Anforderungen in vollem Umfang" erhalten haben und die für den Aufstieg gefertigte
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Anlassbeurteilung das für die Wahrnehmung der Aufgaben des höheren Dienstes erforderliche
Fach- und Führungspotential ausweist,

3. eine Dienstzeit ( § 11 Absatz 2 ) von mindestens acht Jahren abgeleistet haben,
4. zum Beginn der Einführung höchstens 52 Jahre alt sind,
5. einen Hochschulabschluss mit einer Regelstudienzeit von mindestens drei Jahren in einem für den

Masterstudiengang einschlägigen Fach der Rechts-, Verwaltungs-, Wirtschafts- oder
Sozialwissenschaften aufweisen.

Tarifbeschäftigte können bei Erfüllung der entsprechenden Voraussetzungen des Satzes 1 zur Teilnahme an
der Einführung zugelassen werden.

(4) Über die Zulassung zur Einführung nach Absatz 3 entscheidet die oberste Dienstbehörde nach einem
Auswahlverfahren. In dem Auswahlverfahren wird festgestellt, ob der Beamte nach seiner
Gesamtpersönlichkeit und seinen bisherigen Leistungen, gemessen an den Anforderungen der künftigen
Laufbahnaufgaben, für den Aufstieg geeignet ist. Im Auswahlverfahren können ergänzende Leistungstests
vorgesehen werden. Für jedes Auswahlverfahren ist eine Rangfolge der Bewerber festzulegen. Das Nähere
über das Auswahlverfahren regelt die oberste Dienstbehörde durch Verwaltungsvorschrift.

(1) Red. Anm.:
Außer Kraft am 1. Januar 2010 durch § 20 der Verordnung vom 22. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 511). Zur
weiteren Anwendung s. § 19 der Verordnung vom 22. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 511).
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